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KANZLEI H-gENIG BERUfli 

erhal·te ich jetzt erstmals die Klagebegrtindung. 

Danach ist es unstreitig, dass ge8eil den BeklagtEm 
ein Strafverfahren in 11ünchen geführt wurde wegen 
eines Strafvorwurfs, der sich im Raume München abge­
spielt hatte. 

Insofern hat der Kläger den Beklagten von Anfang an 
vollkommen falsch beraten und vertreten. 

Es war von vornherein klar, dass das Strafverfahren 
sowiesQ nur in Hünchen hätte durchgeftihrt \Verdan 
können~ da für BerUn auch nicht der geringste An­
haltspunkt für eine Zuständigkeit vorlag. 

Da der Vorwurf sehr gravierend ,"ar, hätte ein Fall dar 
Pflichtverteidigung vorgelegen. r1:l.t anderen \vor.ten 
der Kläger hätte den Beklagten von vornherein darauf 
hinweisen müssen oder zumindest dahingehend beraten 
mUseen, dass er nach der ÜbersteIlung nach München 
dort die Beiordnung eines Pflichtverteidigers hätte 
beantragen sollen. 

Allein die Tätigkeit des Klägers in Berlin war ja von 
vornherein vollkommen unsinnig und überflüssig. 

Schon der Umstand, eine Verschiebung nach München ver­
hindern zu wollen, zeigt doch nur, dass der Kläger 
wohl gerne ein Verfahren in Berlin durchgeführt hätte, 
um mehr Gebühren zu kassieren. 
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Die GegenUberstellung'mit d~ einzigen belastenden Zeugen war aber 
nur in MUnchen v9.n- vornherein möglich • . ' 
Sofort nach überstellungnacq München st~11te sich die Unsehuld des 
Bekl:::tgten heraus, das der Zeuge ihn eben nich identifizieren konnte. 
sonde.!"n eine Verwechslung vorlag. 

Nach Angaben meiner f>1andantsehaft ist der Beklagte vom Kläger ledig­
Hch e:inmal :tn der UnteisuchUl18shaftanstait aufgesucht worden. 

Eine mündliche HaftprUfung vor dem Haftriehter in MUnchen musste 
überhaupt nicht beantragt werden. Denn es toJar von vornherein klar. 
dass sofort nach Uberstellungnach MUnchen eine Gegenüberstellung 
mit dem Belastungszeugen erfolgen sollte und musste. 

Dass der Kläg~r Beweismittel nach München geschickt r~t, sollte 
schon näher dargelegt und unter. Beweis gestellt l-Jerden. 

Das Gleiche gilt für die ßehauptw18, die Ermittlungsakte aus München 
sei eingesehen und kopiert "lordel1. Der E'\l'klagte hat insoweit jeden­
falls keinerlei Unterlagen e.ch$.l tsn bisher. 

Ein.€: Erörterung der Be"leis!age ur!.. t eineill Krininal beamten ,,,,ar 'Weder 
ooauftragt nocb in üBendeiner mndcht geboten. 

M:i.t Nicht;wissen wird bestritten, dass ein HaftprUfungstermin erör­
tert oder vorbereitet -vrurde. ;-,. " 

Das E,i~'2;:tsef waB ,-lohl möglichel·weJ.3~ vom Kläger versucht wurde. war 
clas$,"er~ ~,eiTle Beiordnung als PfJ.ichtver-ceidiger beantragen wollte 
und inSQ1'leit sogar noch die Reise nach Hünchen bezahlt haben \'Tollte 
von d~r Staatskasse. 7' . , 

I :' 

Aber hier' sind wir wieder bei meinem Anfangsvortrag, wonach der Klä­
ger von 'vornherein d.en Beklagten hätte dc:.rauf hinweisen müssen, dass 
~r in Berli.n eigentlich letztlich nichts l.11a.Chen könne~ sondern dass 
auasclfli~ßlicht venn et:> zu einer Verhandlung käme: dort ein Anwalt 
zu beauftragen wm", der darm als Pflichtvorteidiser hätte b~igeord­
nct \vorden wiire. 

I 
Im übrigeq h,ätte es hierzu auch fibel"haupt keiner Tätigkeit bedurft. 
Denn die Staatsanwaltschaft und das zuständige Gericht in München 
hatten/von vornherein natürUch die Verpflichtung, die Haftdauer zu 
überprUfen.und den Sachverhalt durch die GegenUberstellung mit dem 
Zeugen zu/klären. 

Dass deJ;i/Beklagte dann entlassen wurde, lag auf der Hand. nach dem 
die Verwechslung sich im Termin herausgestellt hatte. 

Auf diesen Hintergrund sind die AnwaltsgebUhren, die die Gegenseite 
geltend,hlacht, j edenfallsin keiner Hinsicht gerechtfertigt. 

!; . . .. 
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Es sei noch einmal darauf hingewiesen, dass der Beklagte schon damals 
mittellos war I Berufsschület und insowei.t BAföG bZ\;T. Bezieher von 
ergänzenden Ha:r:tz IV-Bezügen, also am Existenzminimum lebte. 

Die finanzielle Situation ist ja in diesem Zusammenhang auch zu be­
tijcl:sichtfgen .. 

r~,:: Aktt;neinsichtnahme. salbst wenn sie stattgefunden haben sollte. 
~srG völlig sinnlos gewesen. Denn der Kläger wäre niemals als Pflicht­
verteidiger in MUnchen beigeordnet worden schon wegen der hohen Reise­
kc.:;ten. 

Nach der Freilassung des Klägers war ein Aktenauszug auch nicht mehr 
not\'Iend.1g, da der Irrtum. SChOll festgestellt war. 

Es <nuss auch bestritten werden, dass eine 'f$rminsgebUhr überhaupt be­
g;;hrt ,,;crt1en kan.ll. Bei der Verkündung eines Eaftbefehls ist schließlich 
e.in :ü1walt völliS überflüssig und nicht not~~ndi8. 

Das Ganze Hef auch :nut darauf hinaus, 
nGI1 zu können. 

Beglaubigte Alndu":ift anbei 

Rcchtc.mrmalt 

ebiihren abrecb-




